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Die Erste Seite

VerfassungswidrigkeitderGrundsteuer–
wiekönnteeineLösungaussehen?

Das BVerfG hat erwartungsgemäß die derzeitige Ausgestaltung der Grund-

steuer hinsichtlich der Bewertung von bebauten Grundstücken in den „al-

ten“ Bundesländern als unvereinbar mit Art. 3 Abs. 1 GG erklärt. Diese Ent-

scheidung kam nicht überraschend. Bereits seit vielen Jahren findet in

Deutschland eine Diskussion statt, wie die Grundsteuer zu reformieren ist.

Dass die bisherigen Reforminitiativen bislang alle erfolglos geblieben sind,

wird verständlich, wenn man die vielfältigen Aspekte betrachtet, die bei ei-

ner Reform der Grundsteuer zu berücksichtigen sind: Wiewirkt sich eine Än-

derung der Grundsteuer auf das Steueraufkommen der einzelnen Gemein-

den aus? Welche Belastungswirkungen treten bei den Grundstückseigentü-

mern und aufgrund der Umlagefähigkeit der Grundsteuer bei den Mietern

auf? Liegt die Gesetzgebungshoheit für eine Grundsteuerreform beim Bund

oder bei den Ländern? Ist eine bundeseinheitliche Regelung einer länder-

spezifischen Ausgestaltung der Grundsteuer vorzuziehen? Sollen über die

Grundsteuer ergänzt städteentwicklungs-

und umweltpolitische Ziele verfolgt wer-

den? InwelchemUmfang sind ein IT-Einsatz

und eine verfahrenstechnische Einbindung

der Steuerpflichtigen möglich? Welche Fol-

gewirkungen ergeben sich auf den Länder-

finanzausgleich? Diese Aufzählung ist zwar nicht vollständig. Sie vermittelt

aber einen Eindruck vonder Komplexität einer Grundsteuerreform.

Für eine Reform der Grundsteuer sind zwei Fragen von grundlegender Be-

deutung: Umfasst der Steuergegenstand nur den Grund und Boden oder

auch das Gebäude? Bestimmt sich die Bemessungsgrundlage nach dem

Wert des Grundvermögens oder nach dessen Größe (Bodenfläche, Brutto-

grundfläche)?

Durch den Einbezug des Bodenanteils werden die Werterhöhungen beim

Grund und Boden erfasst, die auf Infrastrukturmaßnahmen der Gemeinden

zurückzuführen sind. Die Gemeinden stellen darüber hinaus ihren Bürgern

in vielfältiger Form Leistungen zur Verfügung, deren Ausgaben nicht oder

nicht vollständig durch Gebühren oder Beiträge gedeckt werden (können).

Dazu gehören beispielsweise Grünflächen, Feuerwehr, Straßenbau oder

Sport- und Kultureinrichtungen. Diese Ausgaben kommen nicht ausschließ-

lich Grundstückseigentümern zu gute. Vielmehr hängt die Höhe dieser Aus-

gaben im Wesentlichen von der Anzahl der Einwohner ab. Die Grundsteuer

sollte sich deshalb auch auf das Gebäude erstrecken, weil auf diese Weise

indirekt die Nachfrage nach Wohnungen berücksichtigt wird. Diese Überle-

gungen werden dadurch gestützt, dass sich auch in anderen Ländern der

Steuergegenstand regelmäßig sowohl aus dem Bodenanteil als auch aus

dem Gebäude zusammensetzt (Claus/Nehls/Scheffer, Grundsteuern in der

EuropäischenUnion, ifst-Schrift Nr. 509, 2016).

Diese beiden Begründungen für die Abgrenzung des Steuergegenstands

(Steigerung des Werts des Grund und Bodens, indirekte Erfassung der

Nachfrage der Bürger nach Wohnungen) führen dazu, dass für die Grund-

steuer der Verkehrswert als Bemessungsgrundlage herangezogen werden

sollte. Dies entspricht auch der bisherigen Handhabung. Die Verfassungs-

widrigkeit ergibt sich nicht daraus, dass auf den Verkehrswert (steuer-

rechtlich gemeiner Wert) abgestellt wird. Problematisch ist vielmehr, dass

die seit der letzten Hauptfeststellung unterschiedlich verlaufenden Wert-

entwicklungen unberücksichtigt bleiben. Die Rechtsprechung hat zwar

explizit keine verkehrswertbezogene Bewertung für die Grundsteuer ge-

fordert. Sie wurde allerdings auch nicht ausgeschlossen.

Das Problem ist, dass die Ermittlung des Verkehrswerts für ca. 35 Mio. Ein-

heiten einen Arbeitsaufwand erfordert, den die staatliche Finanzverwal-

tung und kommunale Verwaltungen nicht leisten können bzw. wollen. Es

müssen also Abstriche an der aus ökonomischen Überlegungen ge-

wünschten Bewertung mit dem Verkehrswert gemacht werden. Bei der

Erbschaftsteuer akzeptiert die Rechtspre-

chung eine Abweichung von plus/minus

20%. Eine exakte Ermittlung des Verkehrs-

werts lässt sich (unabhängig vom Detaillie-

rungsgrad der Bewertungsregeln) ohnehin

nicht erreichen. Es ist nicht nachvollziehbar,

dass es in Deutschland – im Gegensatz zur Rechtspraxis in einer Vielzahl

anderer Staaten – nicht gelingen sollte, mit einer Ableitung aus tatsäch-

lich durchgeführten Verkäufen oder alternativ mit einer Bestimmung an-

hand der mit dem Grundvermögen erzielbaren Erträge eine Verkehrswert-

bewertung vornehmen zu können.

Es wäre deshalb wünschenswert, wenn alle Beteiligten mit einer pau-

schalierten Ermittlung des Verkehrswerts einverstanden wären. Sollte

der politische Wille für eine typisierende Bestimmung des Verkehrswerts

nicht bestehen, muss auf Ersatzlösungen zurückgegriffen werden. Mit

dem von der Mehrheit der Landesfinanzminister vorgeschlagenen Kos-

tenwert und der insbesondere von Bayern präferierten Bewertung an-

hand der Größe des Grundvermögens liegen entsprechende Vorschläge

vor. Beim Kostenwert wird eine wertorientierte Bewertung vorgenom-

men, die zwar dem in der Bewertungspraxis bekannten Sachwertverfah-

ren ähnlich ist. Die Befürworter betonen aber mehrfach, dass sich der

Kostenwert konzeptionell vom Verkehrswert unterscheidet. Bei der flä-

chenbezogenen Bewertung handelt es sich um ein Bewertungsverfah-

ren, das sich bereits im Ansatz von einer Bewertung mit dem Verkehrs-

wert löst. Ob man sich in Deutschland bei der Bewertung von Grund-

vermögen mit Ersatzlösungen zufrieden gibt, die international unüblich

sind und die den ökonomischen Anforderungen widersprechen, ist eine

politische Frage. Schließlich muss jede Reform im Gesetzgebungsverfah-

ren eine Mehrheit finden – zu empfehlen sind derartige Ersatzlösungen

allerdings nicht.

Die Grundsteuer sollte an den
Verkehrswert des Grundvermögens

anknüpfen
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